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Gesetzentwurf

der Fraktionen DIE LINKE, der SPD und BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN

Zweites Gesetz zur Anderung des Thiiringer Rettungs-
dienstgesetzes

A. Problem und Regelungsbediirfnis

Im Zuge der Neustrukturierung der fur Brand- und Katastrophenschutz
sowie Rettungsdienst zustandigen Zentralen Leitstellen in Thiringen ist
vorgesehen, an einem geeigneten Standort eine weitere Leitstelle zu
schaffen, um die Leitstellendisponenten landesweit einheitlich zu qua-
lifizieren. Hierzu muss die gesetzliche Grundlage zur Etablierung einer
solchen Lehrleitstelle im Thiringer Rettungsdienstgesetz (ThirRettG)
geschaffen werden.

Daruber hinaus hat am 20. Dezember 2020 der Innovationsausschuss
des Gemeinsamen Bundesausschusses den fur den Rettungsdienst zu-
stédndigen Bundeslandern empfohlen, als neue Versorgungsform in der
Praklinik ein Telenotarztsystem einzufiihren. Vor dem Hintergrund der
Coronapandemie hat die fur die Sicherstellung der notarztlichen Versor-
gung im bodengebundenen Rettungsdienst zustandige Kassenarztliche
Vereinigung Thiringen bereits in ihrer Einrichtung in Weimar Telearbeits-
platze eingerichtet, um zur Aufrechterhaltung der notéarztlichen Versor-
gung kurzfristig und grof3flachig auftretende Notarztausfalle kompensie-
ren zu kénnen. Um dieses eingerichtete System als festen Bestandteil
der notarztlichen Versorgung zu etablieren, bedarf es einer gesetzlichen
Aufgabenzuweisung. Eine solche telenotarztliche Komponente kann zu-
dem auch zur Absicherung arztbegleiteter Verlegungstransporte genutzt
werden, um langere Abwesenheitszeiten der regular vorgehaltenen Not-
arzte im Rettungsdienstbereich zu vermeiden.

Des Weiteren sind derzeit den Beteiligten des Rettungsdienstes durch die
gesetzlichen und untergesetzlichen Regelungen Schranken gesetzt, um
neue Versorgungskonzepte zu erproben, die der Erhaltung oder Verbes-
serung der Wirtschaftlichkeit, der Leistungsfahigkeit oder der Qualitats-
verbesserung des Rettungsdienstes dienen. In anderen Bundeslandern
wurden zum Zwecke der Weiterentwicklung des Rettungsdienstes ge-
setzliche Experimentierklauseln geschaffen, um in der Erprobungsphase
voribergehend von den landesseitigen VVorgaben abweichen zu kdnnen.

B. L6ésung

Durch die folgenden wesentlichen Anderungen soll der Rettungsdienst
in Thiringen den aktuellen Entwicklungen angepasst und die gesetzli-
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che Grundlage flr dessen perspektivische Weiterentwicklung geschaf-
fen werden.

¢ Lehrleitstelle

§ 14 ThirRettG wird um die Regelung erweitert, dass das Land die Er-
richtung und den Betrieb einer Lehrleitstelle an einem geeigneten Stand-
ort sicherstellt und die dafir entstehenden Kosten tragt.

+ Erganzender Einsatz von Telenotarzten zur Unterstiitzung des Ret-
tungspersonals am Notfallort

Mit der Anderung des § 7 Abs. 1 ThiirRettG wird die Aufgabentrager-
schaft der Kassenarztlichen Vereinigung Thiringen dahin gehend pra-
zisiert, dass die Sicherstellung der notarztlichen Versorgung im bo-
dengebundenen Rettungsdienst auch die telenotarztliche Versorgung
einschliet. Zudem werden in den Neuregelungen des § 7 Abs. 6 und 7
ThirRettG insbesondere Bestimmungen zu den Aufgaben und Befug-
nissen der Telenotarzte, zu deren Hinzuziehung sowie zur Aufzeichnung
und Ldschung der Bild- und Tondaten und Auswertung der Telenotarzt-
einsatze aufgenommen.

« Einfuhrung einer Experimentierklausel

Um den Rettungsdienst perspektivisch weiterentwickeln zu kénnen, wird
durch die Neuregelung in § 34 a ThirRettG eine Experimentierklausel
aufgenommen. Diese soll temporare Abweichungen von den gesetzli-
chen und untergesetzlichen Regelungen erlauben, sodass zukunftsfahi-
ge Vorhaben unter wissenschaftlicher Begleitung erprobt und anschlie-
Rend evaluiert werden kdnnen.

Daridber hinaus sind zu folgenden Themen punktuelle Anpassungen

vorgesehen:

- geanderte Zusammensetzung des Landesbeirats flir das Rettungs-
wesen (kunftige Vertretung der kommunalen Spitzenverbande durch
je zwei statt wie bislang je einem Vertreter unter Beibehaltung der
Stimmenparitat),

- Prazisierung des § 14 Abs. 3 ThurRettG zur Meldung nicht nur der
Betten-, sondern auch der Versorgungskapazitaten der Krankenhau-
ser und anderer fur die weitere Versorgung geeigneten Behandlungs-
einrichtungen an die Zentralen Leitstellen,

- Refinanzierung der Kosten fir eine einheitliche mobilelektronische
Einsatzdokumentation.

C. Alternativen

Keine

Ohne die genannten Anderungen wiirde keine Anpassung an die aktu-
ellen Entwicklungen erfolgen beziehungsweise wiirden die bestehenden
Schranken flr eine perspektivische Weiterentwicklung des Rettungs-
dienstes nicht gelockert.

D. Kosten

1. Land

Far die Errichtung und den Betrieb einer Lehrleitstelle nach § 14 Abs. 5
(neu) ThirRettG entstehen dem Land folgende Kosten:
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- Baukosten: 1.898.300 Euro (31,9 Prozent Landesanteil am Multifunkti-
onsgebaude mit Gesamtbaukosten in Héhe von circa 5.950.783 Euro),

- jahrlicher Bauunterhalt sowie Betriebskosten (Strom, Wasser et ce-
tera) circa 28.500,00 Euro (1,5 Prozent der Baukosten).

Der verbleibende Anteil von 68,1 Prozent der Gesamtbaukosten flir das
Multifunktionsgebdude sowie die Ubrigen Bauunterhalt- und Betriebskos-
ten werden von den kinftigen Tragern der Regionalleitstellen auf Basis
einer Verwaltungsvereinbarung finanziert. Die Neubaukosten sind nach
der Forderrichtlinie Leitstellen des Thiringer Ministeriums fir Inneres
und Kommunales zuwendungsfahig.

2. Kostentrager des Rettungsdienstes (Trager der Gesetzlichen Kran-
ken- und Unfallversicherung, vergleiche § 3 Abs. 7 ThirRettG)

Die Kosten fir eine einheitliche mobilelektronische Einsatzdokumenta-
tion werden als Kosten des Rettungsdienstes jeweils vollstandig auf die
nach §§ 20 und 21 ThurRettG zu vereinbarenden Benutzungsentgelte
umgelegt und somit von den Kostentragern refinanziert. Durch die be-
reits erfolgte finanzielle Unterstlitzung des Landes bei der Erstausstat-
tung der Notarztstandorte und Rettungseinheiten mit der erforderlichen
Hard- und Software durch kostendeckende Zuwendungen in Héhe von
insgesamt rund drei Millionen Euro beschrankt sich die Refinanzierungs-
pflicht auf die Folge- und Unterhaltskosten, wie etwa Wartungs-, Repa-
ratur- oder Ersatzbeschaffungskosten. Der Umfang dieser Kosten hangt
vom tatsachlich entstehenden Aufwand ab und kann daher nicht vorab
konkret beziffert werden.

In welcher Hohe die Kosten fiir die Einrichtung und den Betrieb eines
Telenotarztsystems auf das Benutzungsentgelt fir die notarztliche Ver-
sorgung umgelegt und damit von den Kostentragern refinanziert wer-
den, bleibt den Entgeltverhandlungen nach § 21 Abs. 2 ThiirRettG vor-
behalten.

Die Hohe der nach § 34 a Abs. 2 Satz 4 ThurRettG von den Kostentra-
gern zu tragenden Kosten fur die von den Erprobungsvorhaben betrof-
fenen rettungsdienstlichen Leistungen hangt vom jeweiligen Vorhaben
und dem dazu erteilten Einvernehmen der Kostentrager ab.
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Zweites Gesetz zur Anderung des Thiiringer Rettungsdienstgesetzes
Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:
Artikel 1

Das Thuringer Rettungsdienstgesetz vom 16. Juli 2008
(GVBI. S. 233), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 7. De-
zember 2022 (GVBI. S. 484), wird wie folgt geandert:

1. § 7 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

aa)ln Satz 1 werden nach dem Wort "Rettungs-
dienst" die Worte "durch Notarzte und Telenot-
arzte" eingefugt.

bb)In Satz 2 werden die Worte "Notarztdienstplane
und" durch die Worte "Dienstplane fir die Not-
arzte und Telenotarzte sowie" ersetzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt gedndert:

aa)In Satz 4 werden nach dem Wort "Notarzte" die
Worte "und Telenotarzte" eingefugt.

bb)In Satz 7 werden nach dem Wort "Notarzte" die
Worte "und Telenotarzte" eingefligt.

c) Folgende Absatze 6 und 7 werden angefugt:

"(6) Telenotarzte sind besonders qualifizierte Not-
arzte, die in Ergénzung des bestehenden Notarzt-
systems die rettungsdienstliche Versorgung am
Notfallort anhand von Ubermittelten Bild- und Ton-
daten telemedizinisch begleiten. Telenotarzte unter-
stltzen das éarztliche und nichtarztliche Rettungs-
personal am Notfallort durch fachliche Beratungen
sowie bei der Einsatzdokumentation und Kontakt-
aufnahme mit der fir die weitere Versorgung ge-
eigneten Behandlungseinrichtung. Neben ihrer
Stellung als arztliche Berater sind die Telenotéarzte
befugt, im konkreten Einzelfall dem nichtarztlichen
Rettungspersonal bis zum Eintreffen des Notarz-
tes oder bis zum Beginn einer weiteren arztlichen
Versorgung fachliche Weisungen zur Durchfiihrung
heilkundlicher MalRnahmen zu erteilen. Telenotarzte
sind nach Mafigabe des Indikationskatalogs nach
§ 10 Abs. 2 Satz 2 Nr. 5 und, soweit moéglich, nach
vorheriger Aufklarung des Notfallpatienten Uber
die Aufzeichnung der Bild- und Tondaten vom Ret-
tungspersonal am Notfallort hinzuzuziehen, sofern
der Notfallpatient der Hinzuziehung oder Aufzeich-
nung nicht ausdricklich widerspricht.

(7) Die Kassenarztliche Vereinigung Thiringen hat
die Ubermittelten Bild- und Tondaten aufzuzeichnen
und die Einsatze der Telenotarzte regelmaiig aus-
zuwerten. Die aufgezeichneten Bild- und Tondaten
sind nach sechs Monaten zu I6schen, soweit nicht
tatsachliche Anhaltspunkte die Annahme rechtfer-
tigen, dass sie noch als Beweismittel benétigt wer-
den. Die Rechtsaufsichtsbehérde kann verlangen,
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dass ihr in anonymisierter Form die Ergebnisse
der Auswertung und bei Erfordernis die Einsatzdo-
kumentationen fiir Zwecke der landesweiten Aus-
wertung der Telenotarzteinsatze zur Verfiigung ge-
stellt werden."

2. § 8 wird wie folgt geéndert:

a) Der Wortlaut wird Absatz 1.
b) Folgender Absatz 2 wird angeflgt:

"(2) Abweichend von Absatz 1 kann auf Anforde-
rung des abgebenden Krankenhauses ein Telenot-
arzt nach § 7 Abs. 6 Satz 1 die arztliche Betreuung
Ubernehmen, wenn dieser zustimmt und eine siche-
re Kommunikationsverbindung gewahrleistet ist."

In § 9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 werden die Worte "ein Vertre-
ter der kommunalen Spitzenverbande" durch die Wor-
te "zwei Vertreter der kommunalen Spitzenverbande"
ersetzt.

. § 10 Abs. 2 Satz 2 Nr. 5 erhélt folgende Fassung:

"5. der Indikationskatalog fiir die Notarzt- und Telenot-
arztalarmierung,”

. § 14 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 3 erhélt folgende Fassung:

"(3) Die Zentrale Leitstelle fihrt einen Nachweis
Uber die Aufnahme- und Dienstbereitschaft der
Krankenhauser und anderer fir die weitere Ver-
sorgung geeigneten Behandlungseinrichtungen
im Rettungsdienstbereich. Die Krankenhaustrager
und die Trager der anderen fiir die weitere Versor-
gung geeigneten Behandlungseinrichtungen stel-
len durch geeignete technische MalRnahmen sicher,
dass der Zentralen Leitstelle laufend die Anzahl der
freien Betten und sonstigen Versorgungskapazita-
ten gemeldet wird."

b) Folgender Absatz 5 wird angeflgt:

"(5) Das Land stellt zum Zwecke einer landesweit
einheitlichen Qualifizierung von Leitstellendispo-
nenten die Errichtung und den Betrieb einer Lehr-
leitstelle an einem geeigneten Standort sicher und
tragt die dafiir entstehenden Kosten."

In § 20 Abs. 2 Satz 3 werden nach dem Wort "Rettungs-
dienst" ein Komma und die Worte "die Kosten fiir eine
einheitliche mobilelektronische Einsatzdokumentation"
eingeflgt.

In § 21 Abs. 1 Satz 2 werden nach dem Wort "Notéarz-
te" ein Komma und die Worte "die Kosten fiir eine ein-
heitliche mobilelektronische Einsatzdokumentation, die
Kosten flr die Einrichtung und den Betrieb eines Tele-
notarztsystems" eingefiigt.

8. § 31 Abs. 2 Satz 2 wird aufgehoben.



Drucksache 717780 Thiringer Landtag - 7. Wahlperiode

9. Nach § 34 wird folgender § 34 a eingefligt:

"§34 a
Experimentierklausel

(1) Zur Erprobung neuer Versorgungskonzepte, die der
Erhaltung oder Verbesserung der Wirtschaftlichkeit, der
Leistungsfahigkeit oder der Qualitatsverbesserung des
Rettungsdienstes dienen, kann das fur Rettungswesen
zustandige Ministerium im Benehmen mit dem Landes-
beirat fir das Rettungswesen auf Antrag zeitlich be-
fristete Ausnahmen von § 14 Abs. 4, § 15Abs. 2, § 16
Abs. 1 und 2 sowie von dem aufgrund des § 10 erlas-
senen Landesrettungsdienstplan zulassen, wenn die
grundsatzliche Erflullung der gesetzlichen Aufgaben
nach § 4 sichergestellt ist.

(2) Zur Antragstellung berechtigt sind die Kostentrager,
die Aufgabentrager des Rettungsdienstes nach § 5 und
die Durchfihrenden (ausfiihrende Stelle). In dem An-
trag ist darzulegen, fiir welches Erprobungsvorhaben
die Ausnahme beantragt wird, von welchen Vorschrif-
ten abgewichen werden soll und zu welchem Zweck die
Abweichung beantragt wird. Wird der Antrag von einem
Kostentrager oder einem Durchfiihrenden gestellt, be-
darf er des Einvernehmens des zustandigen Aufgaben-
tragers des Rettungsdienstes nach § 5. Wird der An-
trag von einem Aufgabentrager des Rettungsdienstes
nach § 5 oder einem Durchfiihrenden gestellt, bedarf
er des Einvernehmens der Kostentrager, welche die
Kosten fiir die von dem Erprobungsvorhaben betroffe-
nen rettungsdienstlichen Leistungen zu tragen haben.

(3) Die Ausnahme wird fur hdchstens zwei Jahre zu-
gelassen; sie kann auf Antrag um ein Jahr verlangert
werden.

(4) Hat das fir Rettungswesen zustandige Ministeri-
um eine Zulassung erteilt, hat die ausflihrende Stelle
die Durchfiihrung des Erprobungsvorhabens unter wis-
senschaftlicher Begleitung zu dokumentieren und aus-
zuwerten sowie dem flr Rettungswesen zustandigen
Ministerium darlber zu berichten. Im Falle einer posi-
tiven Auswertung ist dem Bericht ein konzeptioneller
Vorschlag fiir eine landesweite Umsetzung nebst Kos-
tenschatzung beizufigen. Nach Vorlage des Berichts
durch die ausflhrende Stelle fiihrt das fiir Rettungswe-
sen zustandige Ministerium unter Beteiligung des Lan-
desbeirates fur das Rettungswesen jeweils vorhaben-
bezogen eine Evaluierung durch.

(5) Das fir Rettungswesen zustandige Ministerium legt

dem fiir Rettungswesen zusténdigen Ausschuss des

Landtags zeitnah nach Abschluss der Evaluierung ei-

nen Bericht vor, in dem es darlegt,

1. von welchen Vorschriften Ausnahmen nach Ab-
satz 1 zugelassen wurden und welche Erprobungs-
vorhaben aufgrund von Ausnahmen nach Absatz 1
durchgefihrt wurden,

2. welche Kosten und welcher Nutzen aufgrund der
nach Absatz 1 zugelassenen Ausnahmen entstan-
den sind und

3. ob aufgrund der Ergebnisse der Evaluierung eine
Anderung dieses Gesetzes fiir erforderlich gehal-
ten wird."
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10. Die Inhaltsiibersicht wird den vorstehenden Anderun-
gen angepasst.

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkiindung in Kraft.
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Begriindung:
A. Allgemeines

Durch die folgenden wesentlichen Anderungen soll der Rettungsdienst
in Thiringen den aktuellen Entwicklungen angepasst und die Mdglich-
keit fur eine perspektivische Weiterentwicklung eingerdumt werden.

¢ Lehrleitstelle

Mit der finanziellen Unterstiitzung beim Bau und der Ausstattung einer
weiteren Leitstelle an einem geeigneten Standort schafft das Land fiir
die kommunalen Trager der Zentralen Leitstellen die Rahmenbedingun-
gen fir eine reibungslose Ubernahme der Vermittlung von Einsatzen des
Rettungsdienstes und des Brand- und Katastrophenschutzes im Falle
des Ausfalls einer Zentralen Leitstelle, fiir die Erprobung neuer Leitstel-
lentechnik Gber eine Testplattform sowie fiir die landesweit einheitliche
Qualifizierung von Leitstellendisponenten. Durch die Biindelung dieser
Nutzungszwecke in einer Leitstelle werden zum einen Synergieeffekte
erzielt. Zum anderen fihrt die Nutzung der fiir Redundanzfalle geplan-
ten Raumlichkeiten auch fiir Lehrzwecke zu einer realitdtsnahen Quali-
fizierung der Disponenten in einer Lehrleitstelle.

» Erganzender Einsatz von Telenotarzten zur Unterstitzung des Ret-
tungspersonals am Notfallort

Die vorgesehenen Anderungen greifen die Empfehlung des Innovati-
onsausschusses des Gemeinsamen Bundesausschusses vom 20. De-
zember 2020 an die Lander sowie den Vorschlag der Kassenarztlichen
Vereinigung Thiringen auf, als neue Versorgungsform in der Praklinik
ein Telenotarztsystem einzuflihren.

Mit Hilfe digital hinzugezogener Telenotarzte kann das am Notfallort ta-
tige Rettungspersonal bei der Entscheidung tber die notfallmedizinisch
notwendigen Behandlungsmafnahmen und deren Durchfiihrung unter-
stlitzt und somit die rettungsdienstliche Versorgung zugunsten der Not-
fallpatienten verbessert werden.

Derzeit werden in Thiringen alle Rettungsfahrzeuge mit der erforderli-
chen Hard- und Software ausgestattet, um die Einsatzdaten im Rettungs-
dienst einheitlich mobilelektronisch zu erfassen und zu dokumentieren.
Die dazu zur Verfliigung gestellten Tablets ermdglichen Gbergangswei-
se bis zur Etablierung anderer geeigneter Technik auch die Herstellung
einer sicheren Kommunikationsverbindung zu den Telenotarztarbeits-
platzen, die die Kassenarztliche Vereinigung Tharingen im Jahr 2020
zur Kompensation eines etwaigen pandemiebedingten Ausfalls von Not-
arzten eingerichtet hat.

Telenotarzte werden bereits in einzelnen Regionen Deutschlands dazu
eingesetzt, um die Notarzte am Notfallort bei deren eigenverantwortlicher
diagnostischer und therapeutischer Meinungsbildung beziehungsweise
bis zum Eintreffen des Notarztes oder bis zum Beginn einer weiteren
arztlichen Versorgung das nichtarztliche Rettungspersonal (insbeson-
dere Notfallsanitater) bei deren eigenstandiger beziehungsweise eigen-
verantwortlicher Tatigkeit am Notfallort zu beraten.
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» Einfiihrung einer Experimentierklausel

Experimentierklauseln dienen dazu, in vorbestimmten Lebenssachver-
halten, welche regelungsbediirftig erscheinen, Erfahrungen zu sammeln,
die die spatere Grundlage fir eine Gesetzesanderung bilden soll. Es han-
delt sich dabei um eine Gesetzestechnik mittels derer der Gesetzgeber
die Verwaltung ermachtigt, von geltendem Recht in einem vordefinier-
ten Bereich und fir einen befristeten Zeitraum abzuweichen.

Die EinfUhrung einer Experimentierklausel im Bereich des Rettungsdiens-
tes bietet die Moglichkeit, neue Lésungsansatze und Konzepte unter wis-
senschaftlicher Begleitung temporar zu erproben und diese hinsichtlich
ihres Potentials fir die Erhaltung oder Verbesserung der Wirtschaftlich-
keit, fur die Leistungsfahigkeit oder fur die Qualitdtsverbesserung des
Rettungsdienstes zu evaluieren.

B. Zu den einzelnen Bestimmungen

Zu Artikel 1

Zu Nummer 1 (Anderung des § 7 ThiirRettG)
Zu Buchstabe a

Zu Doppelbuchstabe aa

Mit der Anderung des § 7 Abs. 1 Satz 1 ThiirRettG wird die Aufgaben-
tragerschaft der Kassenarztlichen Vereinigung Thiiringen dahin gehend
prazisiert, dass die Sicherstellung der notarztlichen Versorgung im bo-
dengebundenen Rettungsdienst auch die telenotarztliche Versorgung
einschlieft.

Dies bedeutet, dass erganzend zu physisch anwesenden Notarzten auch
Telenotarzte nach § 7 Abs. 6 Satz 1 (neu) ThiirRettG eingesetzt werden
kénnen, um die rettungsdienstliche Versorgung insbesondere im arzt-
freien Intervall, das heif’t bis zum Eintreffen eines Notarztes am Notfall-
ort oder bis zum Beginn einer weiteren arztlichen Behandlung im Kran-
kenhaus, zu unterstitzen.

Zu Doppelbuchstabe bb

Infolge der zugeordneten Organisationsverantwortung ist die Kassen-
arztliche Vereinigung Thiringen nach § 7 Abs. 1 Satz 2 ThirRettG ne-
ben der Uberwachung der (tele-)notérztlichen Versorgung auch fiir die
Erstellung der Dienstplane der Telenotarzte zustandig.

Zu Buchstabe b
Zu Doppelbuchstabe aa

Telenotarzte mussen wie die Notarzte Gber die Zusatzbezeichnung "Not-
fallmedizin" der Landesarztekammer Thiringen oder eine vergleichba-
re, von der Landesarztekammer Thiringen anerkannte Qualifikation
verfugen. Da Telenotarzte nach § 7 Abs. 6 Satz 1 (neu) ThirRettG be-
sonders qualifizierte Notarzte sind, sind dartber hinaus weitere Qualifi-
kationsanforderungen erforderlich, die gemafR § 10 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1
ThirRettG im Benehmen mit dem Landesbeirat fir das Rettungswesen
im Landesrettungsdienstplan festgelegt werden.
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Zu Doppelbuchstabe bb

Durch die Anderung wird die Kassenarztliche Vereinigung Thiiringen
berechtigt, zur Vermeidung von Dienstplanlicken im Telenotarztsystem
in ausreichendem Umfang selbst Telenotarzte anzustellen. Die dadurch
entstehenden Kosten sind nach § 21 Abs. 1 Satz 2 ThirRettG als Kos-
ten des Rettungsdienstes in vollem Umfang auf das Benutzungsentgelt
fur die notarztliche Versorgung umzulegen und somit von den Kosten-
tragern (Trager der Gesetzlichen Kranken- und Unfallversicherung) zu
refinanzieren.

Zu Buchstabe ¢

Der neue § 7 Abs. 6 ThurRettG definiert den Begriff "Telenotarzt" und
beschreibt dessen Aufgaben und Befugnisse.

Zu § 7 Abs. 6 Satz 1 (neu) ThirRettG

Mit der zusatzlichen Bereitstellung von Telenotarzten, die jeweils mittels
digitaler Kommunikationsverbindung durch das zuerst am Notfallort ein-
treffende Rettungspersonal angefordert und zugeschaltet werden, kann
wahrend der Versorgung und Beférderung von Notfallpatienten das arzt-
freie Intervall verkurzt oder durch einen Notarzt eine Zweiteinschatzung
eingeholt werden.

Durch diese telemedizinische Begleitung wird das vorgehaltene Not-
arztsystem sinnvoll erganzt und die Versorgung von Notfallpatienten
verbessert.

Zu § 7 Abs. 6 Satz 2 (neu) ThurRettG

Die Aufgabe der Telenotarzte besteht darin, sowohl das arztliche als
auch das nichtarztliche Rettungspersonal bei der rettungsdienstlichen
Versorgung vor Ort zu unterstitzen.

Hauptsachlich erfolgt die Unterstitzung durch fachliche Beratungen.
Grundlage dafir sind die vom Notfallort Gibermittelten Bild- und Tonda-
ten sowie die dem Telenotarzt zur Verfligung stehenden Fachinforma-
tionen aus Datenbanken wie etwa dem DIVI-Intensivregister, der GES-
TIS-Stoffdatenbank oder der Roten Liste.

Sofern sich am Notfallort ein Notarzt befindet, berat ihn der digital hinzu-
gezogene Telenotarzt bei dessen eigenverantwortlicher diagnostischer
und therapeutischer Meinungsbildung. Da die (Letzt-)Entscheidungs-
kompetenz beim Notarzt am Notfallort verbleibt, wird der Telenotarzt
nicht zum mitbehandelnden Arzt. Zudem ist der Telenotarzt mangels ei-
nes arztlichen Weisungsverhaltnisses kein Verrichtungsgehilfe des Not-
arztes am Notfallort. Der Telenotarzt ist gegentiber dem Notarzt am Not-
fallort lediglich fir die fachliche Richtigkeit seiner erteilten Auskiinfte und
Ratschlage verantwortlich.

Solange noch kein Notarzt am Notfallort eingetroffen ist oder eine weitere
arztliche Versorgung noch nicht begonnen hat, berat der digital hinzuge-
zogene Telenotarzt das nichtarztliche Rettungspersonal (insbesondere
Notfallsanitater) bei deren eigenstandiger beziehungsweise eigenver-
antwortlicher Tatigkeit am Notfallort. Als arztlicher Berater ist er - wie
im Verhaltnis zu einem vor Ort tatigen Notarzt - lediglich fur die fachli-
che Richtigkeit seiner erteilten Auskinfte und Ratschlage verantwortlich.
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Dartber hinaus unterstitzen die Telenotarzte das Rettungspersonal am
Notfallort bei der Dokumentation der Einsatze und bei der Kontaktauf-
nahme mit der fir die weitere Versorgung geeigneten Behandlungsein-
richtung und tragen damit zu einer Entlastung des Einsatzpersonals von
Verwaltungsaufgaben bei.

Zu § 7 Abs. 6 Satz 3 (neu) ThurRettG

Neben ihrer Stellung als arztliche Berater steht den Telenotarzten daru-
ber hinaus bis zum Eintreffen des Notarztes oder bis zum Beginn einer
weiteren arztlichen Versorgung die Befugnis zu, gegeniiber dem nicht-
arztlichen Rettungspersonal fachliche Weisungen zur Durchfihrung heil-
kundlicher MaRnahmen zu erteilen. Bei Ausiibung dieser Befugnis im
arztfreien Intervall werden sie insoweit deren Fachvorgesetzte, sodass
sie fur die fachliche Richtigkeit der erteilten Weisungen verantwortlich
sind. Die Verantwortung fur die fachgerechte Durchflihrung der erteil-
ten Weisung verbleibt dagegen beim nichtarztlichen Rettungspersonal.
Mit Eintreffen des Notarztes am Notfallort beziehungsweise mit dem Be-
ginn einer weiteren arztlichen Versorgung geht die Entscheidungskom-
petenz zur Behandlung auf die arztlichen Kollegen Gber.

Zu § 7 Abs. 6 Satz 4 (neu) ThurRettG

Da Telenotarzte dazu dienen, die rettungsdienstliche Versorgung zu
Gunsten der Notfallpatienten zu verbessern, wird generell von einer
Zustimmung des Notfallpatienten zur Inanspruchnahme dieses zusatz-
lichen, gegebenenfalls lebensrettenden Rettungsmittels ausgegangen.
Ist der Patient zu einer entsprechenden Einwilligung nicht mehr in der
Lage, wird diese auf der Grundlage des Artikels 9 Abs. 2 Buchst. ¢ DS-
GVO gesetzlich fingiert.

Daher hat das Rettungspersonal am Notfallort nach Mafligabe eines nach
§ 10 Abs. 2 Satz 2 Nr. 5 ThirRettG (neu) festzulegenden Indikationska-
talogs grundsatzlich den Telenotarzt als arztlichen Berater hinzuzuzie-
hen. Um einem etwaig entgegenstehenden Patientenwillen Rechnung
zu tragen, ist auf die Hinzuziehung ausnahmsweise dann zu verzichten,
wenn ein Notfallpatient trotz vorheriger Aufklarung Uber die Aufzeich-
nung der Bild- und Tondaten der Hinzuziehung oder Aufzeichnung aus-
driicklich widerspricht. Der ausdriicklich erklarte Widerspruch des Not-
fallpatienten ist vom Rettungspersonal entsprechend zu dokumentieren.

Zu § 7 Abs. 7 Satz 1 (neu) ThurRettG

Um die Telenotarzteinsatze und die dabei getroffenen Feststellungen und
MafRnahmen zu dokumentieren sowie spater den Einsatzverlauf, etwa
wegen auftretender Streitfalle, nachvollziehen zu kénnen, hat die Kas-
senarztliche Vereinigung Thiringen die bei einer Hinzuziehung von Te-
lenotarzten Ubermittelten Bild- und Tondaten aufzuzeichnen. Nach § 31
Abs. 1 Satz 2 ThurRettG sind die Einsatzdokumentationen gegen un-
befugte Einsichtnahmen geschiitzt aufzubewahren. Dartiber hinaus hat
die Kassenarztliche Vereinigung Thiringen auf Basis dieser Aufzeich-
nungen die Telenotarzteinsatze zum Zwecke der stetigen Qualitatskon-
trolle und -sicherung regelmaRig auszuwerten.

Zu § 7 Abs. 7 Satz 2 (neu) ThirRettG

Die mit der Aufzeichnung der Gbermittelten Bild- und Tondaten verbun-
denen Eingriffe in die verfassungsrechtlich verblrgten Rechte auf Fern-
melde- und Kommunikationsgeheimnis sowie informationelle Selbstbe-
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stimmung (Recht am eigenen Bild) wird mit der Aufzeichnungsfrist von
sechs Monaten auf ein verhaltnismaliges MalR beschrankt. Mit Ablauf
dieser Frist sind die Aufzeichnungen zu I6schen. Dies gilt ausnahms-
weise dann nicht, wenn tatsachliche Anhaltspunkte die Annahme recht-
fertigen, dass sie noch als Beweismittel bendétigt werden.

Zu § 7 Abs. 7 Satz 3 (neu) ThurRettG

Fir eine landesweite Auswertung der Telenotarzteinsatze ist es not-
wendig, dass die Rechtsaufsichtsbehérde die Ergebnisse der Einsatz-
auswertungen nach Satz 1 erhalt. Konkrete Einsatzdokumentationen
sind nur dann zur Verfigung zu stellen, wenn hierfur ein Erfordernis
besteht. Beispielsweise kann es erforderlich sein, dass die Rechtsauf-
sichtsbehdrde einzelne Auswertungsergebnisse auf ihre Stichhaltigkeit
Uberprifen muss. Fur eine landesweite Auswertung der Telenotarztein-
satze reicht es aus, dass die Auswertungsergebnisse beziehungswei-
se die Einsatzdokumentationen jeweils in anonymisierter Form zur Ver-
figung gestellt werden.

Zu Nummer 2 (Anderung des § 8 ThiirRettG)

Eine weitere Mdglichkeit zum Einsatz von Telenotarzten liegt in der Uber-
nahme der arztlichen Betreuung bei Patientenverlegungen zwischen Kili-
niken (Sekundartransporte).

Mitunter sind in der Praxis einzelne Kliniken nur bedingt in der Lage,
Krankenhausarzte Uber einen langeren Zeitraum fir Interhospitaltrans-
fers abzustellen. Um in solchen Fallen nicht auf Notarzte zurlckgreifen
zu missen, die dann langerfristig gebunden wéaren und somit nicht fur
zeitkritische Notfallrettungseinsatze vor Ort zur Verfligung stiinden, kann
die arztliche Begleitung auch durch Telenotarzte unter gleichzeitiger Nut-
zung der Kompetenzen der Notfallsanitater sichergestellt werden. Die
Betreuungsubernahme setzt voraus, dass der Telenotarzt zustimmt und
eine sichere Kommunikationsverbindung zwischen dem Telenotarztar-
beitsplatz und der eingesetzten Technik gewahrleistet ist.

Zu Nummer 3 (Anderung des § 9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 ThirRettG)

Vor dem Hintergrund der Neustrukturierung der Zentralen Leitstellen
und deren wichtiger Bedeutung insbesondere fiir die Einsatzvermittlung
im Rettungsdienst ist es sachgerecht und erforderlich, den Interessen
der Leitstellentrager (Landkreise, kreisfreie Stadte und Rettungsdienst-
zweckverbande) im Landesbeirat fir das Rettungswesen als Beratungs-
gremium des fir Rettungswesen zustandigen Ministeriums ein héheres
Gewicht beizumessen.

Der Lenkungsausschuss des Projekts "Regionalleitstellen" hat dazu am
12. Mai 2022 empfohlen, die Besetzung des Landesbeirats fiir das Ret-
tungswesen um mindestens einen Sitz fiir die Trager der kiinftigen Re-
gionalleitstellen zu erganzen.

Diesem Anliegen wird mit der Teilnahme eines zuséatzlichen stimmbe-
rechtigten Mitglieds des Thiringischen Landkreistags fir die Landkrei-
se und Rettungsdienstzweckverbande Rechnung getragen.

Zugleich werden die Interessen der Berufsfeuerwehren der kreisfreien
Stadte, die sowohl im Rettungsdienst tatig sind als auch Zentrale Leit-
stellen betreiben, gebindelt Uber das zusatzliche stimmberechtigte Mit-
glied des Gemeinde- und Stadtebunds Thiringen vertreten.
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Die Stimmenparitat im Landesbeirat fir das Rettungswesen nach § 9
Abs. 2 Satz 2 ThiirRettG bleibt von den Anderungen unberiihrt. Die An-
passung der Stimmenverteilung an die geanderte Besetzung erfolgt durch
einen Beschluss des Landesbeirats flir das Rettungswesen.

Zu Nummer 4 (Anderung des § 10 Abs. 2 Satz 2 Nr. 5 ThirRettG)

Neben dem Indikationskatalog fir die Alarmierung der Notarzte legt das
fur Rettungswesen zustandige Ministerium im Benehmen mit dem Lan-
desbeirat fur das Rettungswesen auch den Indikationskatalog fir die
Alarmierung der Telenotarzte im Landesrettungsdienstplan fur den Frei-
staat Thiringen fest.

Zu Nummer 5 (Anderung des § 14 ThirRettG)
Zu Buchstabe a

Mit der Anderung wird eine Anregung aus der Praxis aufgegriffen, dass
die Zentralen Leitstellen zum Zwecke der Koordinierung beziehungs-
weise Unterstitzung der EinsatzmalRhahmen nicht nur einen aktuellen
Uberblick tiber die freien Betten der fiir die weitere Versorgung geeig-
neten Behandlungseinrichtungen im Rettungsdienstbereich, sondern
auch Uber deren sonstige wichtige Versorgungskapazitaten verfligen.
Hierzu zahlen insbesondere die intensivmedizinischen Kapazitaten (Be-
atmungsbetten/Betten ohne Beatmungsmaglichkeit), die Einsatzbereit-
schaft/Verfligbarkeit der operativen Ressourcen (technisch/personell),
spezielle Uberwachungs- und Behandlungseinheiten (zum Beispiel In-
termediate Car Unit-IMC oder Stroke Unit), die Einsatzbereitschaft/Ver-
fugbarkeit von speziellen Interventionsmafinahmen (zum Beispiel Herz-
katheter-Labor), die Gewahrleistung einer bildgebenden Diagnostik (zum
Beispiel Ultraschall, Réntgen, Computertomographie, Magnetresonanz-
tomographie) sowie die Einsatzbereitschaft notwendiger Labordiagnostik.

In Anpassung an die Begriffsbestimmung zur Notfallrettung in § 3 Abs. 3
ThurRettG sind von der Meldepflicht nicht nur die Trager der Kranken-
hauser, sondern auch andere fur die weitere Versorgung geeignete Be-
handlungseinrichtungen, wie etwa Rehabilitationskliniken zur Bewalti-
gung von groeren Ereignissen nach § 4 Abs. 2 Satz 5 in Verbindung
mit § 18 a Abs. 1 Satz 1 Thiringer Krankenhausgesetz, erfasst.

Im Zuge der Einflhrung einer einheitlichen mobilelektronischen Einsatz-
dokumentation im Rettungsdienst ist unter anderem vorgesehen, dass
zu den Behandlungseinrichtungen Schnittstellen eingerichtet werden,
um kinftig die freien Betten- und Versorgungskapazitaten digital mel-
den zu kénnen. Damit stehen den verantwortlichen Einsatzkraften be-
reits vor Ort wichtige Informationen zur Festlegung des Transportziels
zur Verfiigung. Dadurch kénnen diese gleichzeitig eine digitale Voran-
meldung in den betreffenden Notaufnahmen vornehmen, sodass klinik-
seitig gegebenenfalls notwendige MaRnahmen (Alarmierung) frihzeitig
getroffen werden kdnnen.

Zu Buchstabe b

Gemal Artikel 43, Artikel 3 der Verfassung des Freistaats Thiiringen
obliegt dem Land die Pflicht, gemeinsam mit den kommunalen Aufga-
bentrdgern des Brand- und Katastrophenschutzes und des bodenge-
bundenen Rettungsdienstes dafiir zu sorgen, dass durch einen funk-
tionierenden Leitstellenverbund das Leben und die Gesundheit der in
Tharingen lebenden Menschen geschiitzt werden. Hierzu gehért auch
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die Organisationsverantwortung des Landes sicherzustellen, dass ge-
eignete Schulungseinrichtungen zur Verfligung stehen, um das Perso-
nal der Zentralen Leitstellen zur Vermittlung lebensrettender Einsatze
Uber den Notruf 112 zu qualifizieren.

Im Zusammenhang mit der Einfihrung einer landesweit einheitlichen
Leitstellenstruktur ist es kinftig erforderlich, die Disponenten der Zent-
ralen Leitstellen nach § 14 ThirRettG nach einheitlichen Mal3stadben in
taktischer, operativer und technischer Hinsicht weiter- und fortzubilden.

Um eine einheitliche praxisnahe Schulung zum Zwecke der Vermittlung
von Einsatzen des Brand- und Katastrophenschutzes und des Rettungs-
dienstes zu gewahrleisten, ist geplant, die Durchfihrung dieser praxis-
orientierten Weiter- und Fortbildung des Leitstellenpersonals am kunf-
tigen Standort der Regionalleitstelle Gera zu konzentrieren und dort fir
die landesseitigen Schulungen eine Lehrleitstelle zu schaffen, die auch
fur Redundanzfalle und fir die Erprobung neuer Leitstellentechnik als
Testplattform genutzt werden soll.

Der Begriff "Qualifizierung" umfasst sowohl die funktionsspezifische Wei-
terbildung von ausgebildetem nichtarztlichen Rettungspersonal zu Leit-
stellendisponenten und deren regelmaRige Fortbildung als auch eine et-
waige gesonderte Berufsausbildung zum Leitstellendisponenten.

Aufgrund der Zustandigkeit der Thiringer Landesfeuerwehr- und Ka-
tastrophenschutzschule fur die Qualifizierung von Leitstellendisponen-
ten tragt das Land im Wege der Vollfinanzierung sadmtliche Investitions-
und Betriebskosten, die fiir die anteilige Nutzung der Raumlichkeiten
als Lehrleitstelle entstehen.

Zu Nummer 6 (Anderung des § 20 Abs. 2 Satz 3 ThirRettG)

Durch die momentan stattfindende Umstellung von der papiergebun-
denen auf die mobilelektronische Einsatzdokumentation im Rettungs-
dienst entstehen den Aufgabentragern des Rettungsdienstes sowohl
Erstinvestitionskosten als auch Folge- und Unterhaltskosten. Das Land
unterstutzt die Finanzierung der Kosten fur die Erstausstattung der Ret-
tungseinheiten mit der erforderlichen Hard- und Software durch kosten-
deckende Zuwendungen.

Mit der Erganzung wird gewahrleistet, dass die den kommunalen Auf-
gabentragern nach § 5 Abs. 1 ThirRettG entstehenden Folge- und Un-
terhaltskosten, wie etwa Wartungs-, Reparatur- oder Ersatzbeschaf-
fungskosten, die Kosten fur die Nutzung des Mobilfunks sowie Kosten
fir neue Schnittstellen bei einem Wechsel des Einsatzleitsystems et ce-
tera als Kosten des Rettungsdienstes von den Kostentragern (Trager
der Gesetzlichen Kranken- und Unfallversicherung) refinanziert werden.

Zu Nummer 7 (Anderung des § 21 Abs. 1 Satz 2 ThirRettG)

Durch die momentan stattfindende Umstellung von der papiergebun-
denen auf die mobilelektronische Einsatzdokumentation im Rettungs-
dienst entstehen der Kassenarztlichen Vereinigung Thiringen als Auf-
gabentrager nach § 5 Abs. 1a ThirRettG sowohl Erstinvestitionskosten
als auch Folge- und Unterhaltskosten. Durch kostendeckende Zuwen-
dungen hat das Land bereits die Finanzierung der Kosten fiir die Erst-
ausstattung aller Notarztstandorte mit der erforderlichen Hard- und Soft-
ware unterstutzt.
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Mit der Erganzung wird gewahrleistet, dass die entstehenden Folge- und
Unterhaltskosten, wie etwa Wartungs-, Reparatur- oder Ersatzbeschaf-
fungskosten sowie die Kosten fiir die Nutzung des Mobilfunks, als Kos-
ten des Rettungsdienstes von den Kostentragern (Trager der Gesetzli-
chen Kranken- und Unfallversicherung) tGiber das Benutzungsentgelt fur
die notarztliche Versorgung nach § 21 ThirRettG refinanziert werden.

Mit der Prazisierung in § 7 Abs. 1 Satz 1 ThirRettG, dass die Aufgaben-
tragerschaft der Kassenarztlichen Vereinigung Thiringen zur Sicherstel-
lung der notarztlichen Versorgung auch die telenotarztliche Versorgung
einschlief’t, sind alle fur die Einrichtung und den Betrieb eines Telenot-
arztsystems ansatzfahigen Personal- und Sachkosten als Kosten des
Rettungsdienstes in vollem Umfang auf das zu vereinbarende Benut-
zungsentgelt fir die notarztliche Versorgung nach § 21 ThirRettG um-
zulegen. Aufgrund des Kostendeckungsprinzips nach § 18 Abs. 2 Thir-
RettG werden diese Kosten somit vollstdndig von den Kostentragern
(Trager der Gesetzlichen Kranken- und Unfallversicherung) refinanziert.

Zu Nummer 8 (Anderung des § 31 Abs. 2 Satz 2 ThiirRettG)

Aufgrund der Umstellung von der papiergebundenen auf die mobilelek-
tronische Einsatzdokumentation im Rettungsdienst sowie der kunftig
digitalen Ubermittlung der Einsatzberichte fiir die Notfallrettung an die
fur die weitere Versorgung geeigneten Behandlungseinrichtungen ist
eine gesetzliche Vorgabe zum Umfang und zur Gestaltung der papier-
gebundenen Berichte nicht mehr erforderlich. Dartiber hinaus sind ge-
maf § 10 Abs. 2 Satz 2 Nr. 9 ThirRettG nahere Regelungen fiir die Do-
kumentation nach § 31 ThirRettG im Landesrettungsdienstplan fir den
Freistaat Thuringen festgelegt, sodass mit der Streichung eine Doppel-
regelung beseitigt wird.

Zu Nummer 9 (neuer § 34 a ThirRettG)
Zu Absatz 1

Die Experimentierklausel ermdglicht die Zulassung von temporaren Aus-
nahmen von bestimmten gesetzlichen und von untergesetzlichen Be-
stimmungen, um neue Versorgungskonzepte erproben zu kdnnen, die
der Erhaltung oder Verbesserung der Wirtschaftlichkeit, der Leistungs-
fahigkeit oder der Qualitatsverbesserung des Rettungsdienstes dienen.

Denkbar sind die Vorhaltung von Rettungsmitteln und -personal aul3er-
halb von Rettungswachen (§ 15 Abs. 2 ThirRettG), die zeitlich befristete
Erprobung anderer als die in § 16 Abs. 1 Satz 1 ThirRettG normierten
Rettungsfahrzeuge oder die Erprobung von Abweichungen zur Ausstat-
tung, Ausristung und/oder Wartung von Rettungsfahrzeugen von den
allgemein anerkannten Regeln der Technik (§ 16 Abs. 1 Satz 2 Thir-
RettG) beziehungsweise von Abweichungen der in der Notfallrettung
eingesetzten Rettungsfahrzeuge vom Stand der Notfallmedizin (§ 16
Abs. 1 Satz 3 ThurRettG).

Uber solche Ausnahmen kann zum Beispiel in der Praxis der Einsatz von
sogenannten Notfall-Krankentransportwagen sowie von Spezialfahrzeu-
gen insbesondere fiir den Transport schwerstgewichtiger Patienten und/
oder von speziell fir die Rettung von Neu- und Friilhgeborenen ausge-
statteten Fahrzeugen fiir den Neugeborenen-Intensivtransport mit ein-
heitlichen Inkubatorsystemen erprobt werden.
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Dartber hinaus oder auch in Kombination mit den genannten Abwei-
chungen kommen temporare Ausnahmen von den Besetzungsrege-
lungen des § 16 Abs. 2 ThirRettG in Betracht, etwa um in landlich ge-
pragten Rettungsdienstbereichen den Einsatz von Fahrzeugen mit der
alleinigen Besetzung durch einen Notfallsanitater zu erproben.

Ein weiteres Erprobungsvorhaben kénnte darin bestehen, eine Zentrale
Leitstelle abweichend von § 14 Abs. 4 ThurRettG zusatzlich mit einem
Arzt zu besetzen, der den Disponenten beratend zur Seite steht und die
Verantwortung fur die Umleitung von Nicht-Notfallen in den ambulanten
Versorgungsbereich Ubernimmt.

Des Weiteren kdnnen Ausnahmen von den untergesetzlichen Regelun-
gen des Landesrettungsdienstplans zugelassen werden.

Voraussetzung fur die Erteilung der Ausnahmegenehmigung gegen-
Uber der ausfiihrenden Stelle ist, dass wahrend der Erprobungsphase
die grundsatzliche Erfiillung der gesetzlichen Aufgaben nach § 4 Thir-
RettG sichergestellt ist, mithin die rettungsdienstliche Versorgung der Be-
volkerung mit Leistungen der Notfallrettung und des qualifizierten Kran-
kentransports weiterhin erhalten bleibt.

Vor einer Zulassungserteilung hat das fiir Rettungswesen zustandige Mi-
nisterium das Benehmen mit dem Landesbeirat flir das Rettungswesen
als Beratungsgremium geman § 9 ThirRettG herzustellen.

Zu Absatz 2

Der Kreis der Antragsberechtigten ist weit gefasst, um jedem Beteiligten
einen Anstol} zur Weiterentwicklung des Rettungsdienstes zu ermdgli-
chen. Mit dem herzustellenden Einvernehmen wird gewahrleistet, dass
das Erprobungsvorhaben von allen davon Betroffenen inhaltlich mitge-
tragen und die Finanzierung der betroffenen rettungsdienstlichen Leis-
tungen von den Kostentragern (Trager der Gesetzlichen Kranken- und
Unfallversicherung) tbernommen wird.

Zu Absatz 3

FUr die Erprobung der einzelnen Vorhaben reicht grundsatzlich eine Dau-
er von zwoIf Monaten aus. Dementsprechend wird die Zulassung der
Ausnahme von den gesetzlichen und/oder untergesetzlichen Regelun-
gen auf héchstens zwei Jahre beschrankt, In begriindeten Fallen kann
das fir Rettungswesen zustandige Ministerium auf Antrag die Ausnah-
mezulassung einmalig um ein Jahr verlangern.

Zu Absatz 4

Anhand der unter wissenschaftlicher Begleitung erstellten Dokumen-
tation und Auswertung durch die ausfihrende Stelle evaluiert das fir
Rettungswesen zustandige Ministerium das Erprobungsvorhaben unter
Beteiligung des Landesbeirats fur das Rettungswesen, sodass die Inte-
ressen aller Beteiligten angemessen beriicksichtigt werden.

Um bei einer positiven Auswertung des Erprobungsvorhabens die lan-
desweite Umsetzbarkeit und die damit verbundenen Kostenauswirkun-
gen beurteilen zu kénnen, hat die ausfiihrende Stelle zusammen mit
dem Auswertungsbericht einen entsprechenden konzeptionellen Vor-
schlag sowie eine Schatzung der fir eine landesweite Umsetzung er-
forderlichen Personal- und Sachkosten beizufiigen.
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Zu Absatz 5

Der Bericht des fur Rettungswesen zustandigen Ministeriums dient dazu,
dem fir Rettungswesen zustandigen Ausschuss des Thiringer Landtags
Uber die jeweiligen Erprobungsvorhaben, deren Evaluierungsergebnis-
se und Kosten-Nutzen-Verhaltnisse zu unterrichten und einen Vorschlag
zum Erfordernis einer kiinftigen Anderung des Thiiringer Rettungsdienst-
gesetzes zu unterbreiten.

Vorhaben und Projekte, die keine temporare gesetzliche und/oder un-
tergesetzliche Abweichungen erfordern, bleiben von der Experimentier-
klausel unberihrt und kénnen auch ohne Ausnahmezulassung in der
Praxis getestet werden.

Beispielsweise kdnnen die Zentralen Leitstellen zusatzlich zu ihren ge-
setzlichen Pflichtaufgaben tber smartphonebasierte Ersthelfer-Apps re-
gistrierte Burger mit oder ohne medizinischen Vorkenntnissen jenseits
des Rettungsdienstes alarmieren, damit diese bei Herzstillstanden durch
(Laien-)Reanimationsmafinahmen bis zum Eintreffen des Rettungsdiens-
tes das therapiefreie Intervall verkiirzen.

Zu Nummer 10 (Anpassung des Inhaltsverzeichnisses)

Aufgrund der Einfigung des neuen § 34 a ThirRettG ist das Inhaltsver-
zeichnis entsprechend anzupassen.

Zu Artikel 2

Die Anderung des Artikelgesetzes tritt am Tage nach der Verkiindung
im Gesetz- und Verordnungsblatt in Kraft.

Fur die Fraktion Fur die Fraktion Fur die Fraktion

DIE LINKE: der SPD: BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN:

Blechschmidt Lehmann Henfling
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	7.	In § 21 Abs. 1 Satz 2 werden nach dem Wort "Notärzte" ein Komma und die Worte "die Kosten für eine einheitliche mobilelektronische Einsatzdokumentation, die Kosten für die Einrichtung und den Betrieb eines Telenotarztsystems" eingefügt.
	8.	§ 31 Abs. 2 Satz 2 wird aufgehoben.
	9.	Nach § 34 wird folgender § 34 a eingefügt: 
	10.	Die Inhaltsübersicht wird den vorstehenden Änderungen angepasst.
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